Name, Vorname

Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort

Ausländerbehörde
Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort

...................................... , ..........................  

(Ort) 

(Datum)

Antrag auf Erteilung einer Ermessensduldung gem. § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG i.V.m. dem Thüringer Erlass vom 08.02.2022 zum „Chancen-Aufenthaltsrecht“ 
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich eine Duldung gem. §60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG:

 „Einem Ausländer kann eine Duldung erteilt werden, wenn dringende humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche öffentliche Interessen seine vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern.“

Solche Gründe mache ich hiermit geltend:
Am 08.02.2022 hat das Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucherschutz (TMMJV) den Erlass „Koalitionsvertrag der Bundesregierung 2021, hier: ,Chancen-Aufenthaltsrecht‘“ veröffentlicht (Anhang 1).

Der Koalitionsvertrag 2021-2025 zwischen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP nennt auf S. 138 (Auszug in Anhang 2) die Voraussetzungen für das „Chancen-Aufenthaltsrecht“:
„Menschen, die am 1. Januar 2022 seit fünf Jahren in Deutschland leben, nicht straffällig geworden sind und sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung bekennen, sollen eine einjährige Aufenthaltserlaubnis auf Probe erhalten können, um in dieser Zeit die übrigen Voraussetzungen für ein Bleiberecht zu erfüllen (insbesondere Lebensunterhaltssicherung und Identitätsnachweis gemäß §§ 25 a und b AufenthG).“

Mit dem Thüringer Erlass vom 08.02.2022 soll die Zeit bis zur Verabschiedung eines entsprechenden Gesetzes überbrückt werden. 
In dem Erlass heißt es:
„Zur Umsetzung eines „Chancen-Aufenthaltsrechtes“ bedarf es einer Änderung des Aufenthaltsgesetzes. Diesbezüglich wurde das Bundesministerium des Innern und für Heimat aus dem Kreis der Länder bereits auf die Dringlichkeit einer zeitnahen gesetzlichen Umsetzung hingewiesen. Dem Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und Verbraucherschutz liegt zwar noch kein entsprechender Gesetzesentwurf der Bundesregierung vor. Gleichwohl wird es als zielführend erachtet, bereits jetzt potentiell von der angekündigten Regelung begünstigten Menschen die Möglichkeit zu eröffnen, von einer kommenden Gesetzesänderung zu profitieren.
Vor diesem Hintergrund werden die Ausländerbehörden gebeten, zunächst von der Einleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen abzusehen, sofern betroffene Ausländerinnen und Ausländer absehbar unter die angekündigte Regelung fallen und soweit es sich hierbei nicht um Rückführungsfälle aufgrund einer bereits erfolgten Anerkennung eines Schutzstatus in einem sicheren Drittstaat handelt.“

Diese Voraussetzungen treffen allesamt auf mich zu. Ich bin am TT.MM.JJJJ nach Deutschland eingereist und lebe daher am 01.01.2022 seit (mehr als) fünf Jahren in Deutschland. Ich bin nicht straffällig geworden. Hiermit bekenne ich mich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung. 
Für den Fall der Ablehnung bitte ich entsprechend § 37 Abs. 2 VwVfG und § 39 VwVfG um die Ausstellung eines schriftlichen und begründeten Bescheides.

Mit freundlichen Grüßen

___________________
Unterschrift 



Anhang:
· Thüringer Erlass vom 08.02.2022

· Auszug Koalitionsvertrag: „Chancen-Aufenthaltsrecht“ (S. 138)
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